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Ersatzfähigkeit der Kosten für die Verwahrung  
eines privat abgeschleppten KFZ
|  Der Bundesgerichtshof (BGH) hat entschieden: Zu den erstattungsfähigen Kosten für die 
Entfernung eines unbefugt auf einem Privatgrundstück abgestellten Fahrzeugs gehören auch 
die Kosten, die im Zusammenhang mit der Verwahrung des Fahrzeugs im Anschluss an den 
Abschleppvorgang entstehen.  |

Das war geschehen
Der Kläger ist Halter und Eigentümer eines Pkw, den er an seine Schwester verliehen hatte. 
Diese stellte das Fahrzeug unbefugt auf einem Privatgrundstück ab, das von der Streithelferin 
der Beklagten für die Grundstückseigentümerin verwaltet wird. Im Auftrag der Streithelferin 
schleppte die Beklagte, die ein Abschleppunternehmen betreibt, das Fahrzeug ab und verbrach-
te es auf ihr Firmengelände. Auf das nach fünf Tagen geäußerte Herausgabeverlangen des Klä-
gers reagierte die Beklagte nicht.

So sahen es die Vorinstanzen
Der Kläger hat von der Beklagten erstinstanzlich die Herausgabe des Fahrzeugs verlangt. Die 
Parteien haben den Rechtsstreit insoweit zwischenzeitlich übereinstimmend für erledigt  
erklärt. Nicht mehr im Streit steht auch der mit der Widerklage verlangte Ersatz der Abschlepp-
kosten. Gegenstand des Revisionsverfahrens ist der Teil, mit dem die Beklagte den Kläger auf 
Ersatz der Verwahrkosten in Höhe von knapp 5.000 Euro aus abgetretenem Recht der Streithel-
ferin in Anspruch nimmt (15 Euro pro Tag der Verwahrung). Das Landgericht (LG) hat dem statt-
gegeben. Das Oberlandesgericht (OLG) hat das landgerichtliche Urteil dahingehend geändert, 
dass die Beklagte Ersatz der Verwahrkosten nur in Höhe von 75 Euro für fünf Tage verlangen 
kann. Mit der Revision zum BGH will die Beklagte die Wiederherstellung des landgerichtlichen 
Urteils erreichen. Der Kläger verfolgt demgegenüber die vollständige Abweisung der Widerkla-
ge.

So sieht es der Bundesgerichtshof
Der BGH hat die Ansprüche beider Parteien zurückgewiesen. Die Annahme des Berufungsge-
richts, der Beklagten stehe aus abgetretenem Recht der Streithelferin (nur) ein Anspruch auf 
Ersatz der in den ersten fünf Tagen der Verwahrung angefallenen Verwahrkosten zu, sei frei von 
Rechtsfehlern.

Kosten der Verwahrung gehören zum Abschleppvorgang
Zu den nach den Vorschriften der sog. berechtigten Geschäftsführung ohne Auftrag erstat-
tungsfähigen Kosten für die Entfernung eines unbefugt auf einem Privatgrundstück abgestell-
ten Fahrzeugs zählen auch die Kosten, die im Zusammenhang mit der anschließenden Verwah-
rung des Fahrzeugs entstehen. Diese Kosten dienen noch der Abwicklung des Abschleppvor-
gangs. Der Grundstücksbesitzer nimmt mit dem Abschleppen ein Selbsthilferecht wahr, das 
einfach handhabbar sein muss und nicht mit Haftungsrisiken behaftet sein darf. Deshalb ist er 
nicht gehalten, einen Parkplatz im öffentlichen Parkraum ausfindig zu machen, sondern er darf 
das Fahrzeug in sichere Verwahrung geben.
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Versicherungsnehmer muss bei Gutachtenauftrag auf Vor-
schäden hinweisen
|  Der Versicherungsnehmer muss den Versicherer bei der Regulierung eines Kasko-Scha-
dens auf ihm bekannte Vorschäden des versicherten Fahrzeugs hinweisen. Diese Obliegen-
heit besteht auch, wenn der Versicherungsnehmer selbst davon ausgeht, dass ein vollständig 
fachgerecht reparierter Vorschaden vorliegt. Das hat das Oberlandesgericht (OLG) Bremen 
entschieden.  |

Das OLG machte aber auch deutlich, dass diese Hinweispflicht nicht nur gegenüber dem Versi-
cherer besteht. Sie greift auch, wenn der Versicherungsnehmer ein privates Gutachten erstel-
len lässt, das Grundlage der Schadensregulierung in der Kfz-Vollkaskoversicherung sein soll.

Sind dem Versicherungsnehmer die Vorschäden bekannt, muss er sie gegenüber dem von ihm 
beauftragten Gutachter offenlegen. Unterlässt er dies und lässt der Gutachter unstreitig vor-
handene Vorschäden bei der Ermittlung der Schadenshöhe unberücksichtigt, ist das Gutachten 
für den geplanten Zweck unbrauchbar. Es ist unvollständig und zur Ermittlung der Schadens
höhe ungeeignet.

Hinzu kommt: Durch die Vorlage dieses unbrauchbaren Gutachtens kommt der Versicherungs-
nehmer der ihm obliegenden Darlegungs- und Beweislast zum Schadensumfang bereits nicht 
nach.

QUELLE  |  OLG Bremen, Beschluss vom 14.6.2023, 3 U 41/22, Abruf-Nr. 238456 unter www.iww.de

Fahrzeughalter ist zu informieren
Der Grundstücksbesitzer ist allerdings gehalten, den Halter des abgeschleppten Fahrzeugs  
unmittelbar im Anschluss über den Abschleppvorgang zu unterrichten. Eine Verletzung dieser 
Pflicht kann zu einer Anspruchskürzung führen, wenn sie zur Folge hat, dass der Halter die 
Herausgabe seines Fahrzeugs – anders als es hier der Fall war – erst mit einer zeitlichen Ver-
zögerung verlangen kann.

Der Erstattungsanspruch ist zudem zeitlich bis zu einem Herausgabeverlangen des Halters 
begrenzt. Nachfolgend anfallende Verwahrkosten dienen nicht mehr der Abwicklung des  
Abschleppvorgangs, sondern sind nur noch auf eine Herausgabeverweigerung und die damit 
bezweckte Durchsetzung des entstandenen Kostenerstattungsanspruchs wegen der Besitzstö-
rung zurückzuführen. Da der Kläger hier nach fünf Tagen sein Fahrzeug von der Beklagten  
herausverlangt hat, hat die Beklagte aus abgetretenem Recht der Streithelferin einen Anspruch 
auf Ersatz der bis zu dem Herausgabeverlangen angefallenen Verwahrkosten in Höhe von ins-
gesamt 75 Euro.

Auch für die Zeit nach dem Herausgabeverlangen kommt grundsätzlich ein Anspruch auf Ersatz 
von weiteren Verwahrkosten in Betracht, nämlich dann, wenn der das Fahrzeug herausverlan-
gende Halter nicht bereit ist, im Gegenzug die für das Abschleppen und die bisherige Verwah-
rung angefallenen ortsüblichen Kosten zu zahlen und der Abschleppunternehmer daraufhin die 
Herausgabe des Fahrzeugs verweigert, sodass der Halter in Annahmeverzug gerät. Dennoch 
blieb die Beklagte vor dem BGH erfolglos, weil sie auf das Herausgabeverlangen des Klägers 
diesem die Herausgabe des Fahrzeugs nicht ordnungsgemäß in einer den Annahmeverzug  
begründenden Weise angeboten hat.

QUELLE  |  BGH, Urteil vom 17.11.2023, V ZR 192/22, PM 190/23
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„Kiezblocks“ nur bei erhöhter Gefahrenlage zulässig
|  Straßensperrungen zur Reduzierung des motorisierten Kraftfahrzeugverkehrs auf Durch-
gangsstraßen dürfen nur bei besonderen Gefahren für die Sicherheit und Ordnung des Ver-
kehrs angeordnet werden. Mit dieser Begründung hat das Verwaltungsgericht (VG) Berlin  
einem Eilantrag stattgegeben, der sich u.a. gegen die Sperrung einer Straße mittels Sperr-
pfosten, der Einrichtung eines sog. „Kiezblocks“, auf einer Straße in Berlin-Pankow gewandt 
hatte.  |

Maßnahmen zur Reduzierung des Durchgangsverkehrs
Im Juni 2021 hatte die Bezirksverordnetenversammlung (BVV) des Bezirks Pankow von Berlin 
das Bezirksamt aufgefordert, Maßnahmen zur wirksamen Reduzierung des Durchgangsver-
kehrs in einer bestimmten Straße zu treffen. Dort sei ein zunehmender Durchgangsverkehr zu 
verzeichnen, wobei die zulässige Höchstgeschwindigkeit regelmäßig deutlich überschritten 
werde. Außerdem würden oft die schmalen Gehwege befahren, die sich in einem beklagenswer-
ten Zustand befänden. Dadurch komme es häufig zu gefährlichen Situationen zwischen Ver-
kehrsteilnehmern, insbesondere für Kinder auf dem Weg zur Kindertagesstätte oder zur Schu-
le.

Das Bezirksamt erließ im Februar 2023 eine verkehrsrechtliche Anordnung, mit der u.a. mittels 
Sperrpfosten die Durchfahrt für Kraftfahrzeuge untersagt wurde. Zur Begründung verwies das 
Bezirksamt auf den Beschluss der BVV Pankow.

Keine außerordentlichen Straßenschäden
Der Eilantrag hatte Erfolg. Nach Auffassung des VG bestehen ernstliche Zweifel an der Recht-
mäßigkeit der Aufstellung der Sperrpfosten und sonstiger Verkehrsschilder. Die nach der Stra-
ßenverkehrsordnung einzuhaltenden Vorgaben seien nicht erfüllt. Zwar könnten spezielle Ver-
kehrsregelungen zur Verhütung außerordentlicher Schäden an der Straße getroffen werden; 
hier sei aber nicht ersichtlich, dass in der betreffenden Straße Schäden bestünden, die über 
gewöhnliche Verschleißerscheinungen hinausgingen. Ein erhöhtes Risiko der Beeinträchtigung 
der Wohnbevölkerung vor Lärm und Abgasen sei ebenso wenig ersichtlich.

In der betreffenden Straße gelte bereits jetzt eine zulässige Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h, 
die – bei einer Durchschnittsgeschwindigkeit von 22 km/h – weitgehend eingehalten werde. 
Messungen zur Lärm- und Abgasbelastung habe der Antragsgegner nicht durchgeführt.

Keine erhöhte Gefahrenlage
Schließlich habe das Bezirksamt auch im Übrigen eine erhöhte Gefahrenlage nicht dargelegt. 
Soweit es sich auf Gefahren wegen des erhöhten Verkehrsaufkommens oder des Verhaltens der 
Verkehrsteilnehmer berufe, hätte die Behörde zumindest Angaben über aktuelle Verkehrs- und/
oder Unfallzahlen sowie Ordnungswidrigkeitenverfahren machen müssen. Daran fehle es hier. 
Im Gegenteil habe nicht nur die Polizei Berlin erhebliche Bedenken gegen die verkehrliche  
Anordnung gehabt, sondern auch ein Mitarbeiter des Bezirksamts selbst habe bei einer Ortsbe-
gehung im Januar 2022 keine Verkehrsgefährdungen festgestellt. Infolge der Entscheidung 
muss das Bezirksamt die Sperrung aufheben und die zu ihrer Umsetzung getroffenen Verkehrs-
zeichen und -einrichtungen vorerst entfernen.

QUELLE  |  VG Berlin, Beschluss vom 15.12.2023, VG 11 L 316/23, PM 1/24


